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GEOMETRISCHE
EINDEUTIGKEIT

AUFSTELLUNGSBE — OFFENTLICHE *
SCHLUSS AUSLEGUNG

FUR DIE STADTERAU -
LICHE PLANUNG

GENEHMIGUNG

_ | BEGLAUBIGUNG DER -
gem. § 11 BBauG |

SATZUNGSBESCHLUSS VERFAHRENSVERMERKE

INKRAFTTRETEN

Es wird bescheinigt, dail die Plan -
unterlage den Anforderungen des
§ 1 der Planzeichenverordnung 1981
vom 30.07.1981 {BGBI.1 S.833} ent-
spricht und die Festlegung der
stadtebaulichen Planung geo -
metrisch eingeuntig jst.

Die Bekanntmachung gem‘. § 12
BBauG ist am_$1.40. 1
ublich veroffentlicht worden.

Dieser Bebauungsplah ist vom
Rat der Stadt Menden

am . O8.. 0% 4986 .-

als Satzung beschlossen wor-
den. '

Der Entwurf dieses Bebauungspla-
nes und die Begrundung haben
auf Grund der Bekanntmachung
2a {6) BBauG

Planungsabteilung

Bearbeiter Cﬁ QC}W—'@\M

Amtsleiter k\i\{%{"

Der Rat der Stadt Menden hat gem.
§ 2 (1) BBauG in der Sitzung am

Geman § 11 des Bundesbaugesetzes

Artiket-3-5-1-Abs3-Satzt-des Cesetzes

stehenden Verfahrensvermerke mit
denen der Originalfassung des

Dieser .genehmigte Bebauungsplan Bebauungsplanes wird hiermit be-
ist somit am 31.40.4486 rechtsver- glaubigt. | !
bindlich geworden und liegt mit Be- , | |

Zor-ARderdna-des-BRaa—v—tE-14 52—
Gesetz—v—67F1375-+BoBH1-5545—ge—

e o i
diesely vom Rat

dieses Bebauyungsplanes (. 5. des
& 30 BBauG beschlossen.

Menden, im September 1983

Satzung beschlossene Bebauungs-

Der Stadtdirektor - Baudezernat [ . L Vedts, . 25.5. Mend d |
plan Nr ﬂ;{z% Figrusy ¢ 25.5.8% enden, den

Mg‘nden, den 24‘44‘1953 :

Der SR thH K tor: Der Bir Achebera.den ! 0.85.9 86 Der Stadtdirektor:
4 Der Regierungsprasident: / Im Auftrag:
- M Im Auftrag: '

e L PV ST
|

Die Ubereinstimmung der neben - »

e i e

Pradaambel:

Auf Grund des & 4 der Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der

Bekanntmachung vom 01.10.1979 (SGV. MW, 2023), des § 2 Abs. | und des § 10 Bundesbaugesetz
(BBauG) vom 23. Juni 1960 (BGBI LS. 341), in der Neufassung der Bekagntmachung vom
18. August 1976 (BGBI I 5. 2256) zuletzt gelindert durch Gesetz vomm s (BG3] | o
hat der Rat der Stadt Menden in der Sitzung am g-?s’qu‘

Teil dieses Bebauungsplares gem. § 10 BBauG als Satzung beschlossen.

268

den planungsrechtlichen

A, Festsetzungen gemdd §9 Abs. | und 7 BBaus

GE

B
E
“GE 1

GE2

GE 3

GE 4

GI 1

Grenze des raumlichen Geltungshereiches des Bebauungsplanes
gem. § 9 Abs. 7 BBauG

Abgrenzung unterschiedlicher Nutmng cem. § 16 Abs. 5 BauNVvO

Gewerbegebiet gemaB § B BaulNVO

Zuldssig sind:

. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhduser, Lagerplatze und &ffentliche Betriebe, soweit diese Anlagen fir
\Jmgebung keine erheblichen Nachteile oder Bel3stigungen zur Folge haben,

2. Geschdfts-, Blro- und Verwaltungsgebdude,
3. Tankstellen.

AuBerdem sind gem&B § 8 Abs. 3 Nr. | in Verbindung mit § | Abs. 4 und 5 BauNVO Wohnungen fiir Auf-
sichispersonen, fur Betriebsinhaber und Betriebsleiter allgemein zuldssig.

Die gem&B § B Abs. 3 Nr..2 ausnahmsweise zuldssigen Anlagen flr kirchliche, kulturelle, soziale, gesund-
heitliche und sportliche Zwecke sind ausgeschlossen.

Aus Grinden des immissionsschutzes sind Geschéafts-, Blro-und Verwaltungsgebdude scwie Wohnungen fi
Aufsichts- und Bereitschaftspersonen, Betriebsinhaber und Betriebsleiter auf der den benachbarten Wohnge-
bieten zugekehrten Seite anzuordnen. -

Ausnahmen kénnen zugelassen werden, wenn dem Immissionsschutz auf andere Weise Rechnung getragen
wird.

GCewerbegebiet gemdl & 8 BauNvO

Zuldssig sind:

|. Cewerbebetriede aller Art, i agerhduser, Lagerpldtze und dffentliche Detriebe, soweit diese Anlagen
fir die Umgebung keine erheblichen Nachteile oder Belastigungen zur Folge haben konnen,

Z. Geschafts-, Biro und Verwaltungsgebaude

AuBerdem sind gem&B § 8 Abs. 3 Nr. 1 in Verbindung mit § | Abs. 4 und 5 BauNVO Wohnungen fir
Aufsichts- und Bereitschaftspersenen, fir Betriebsinhaber und Betriebsleiter allgemein zulassig.

Die gem3B § 8 Abs. 2 Nr. 3 zuldssige Nutzung ~ Tankstellen - ist unzuldssig

Die gemaB § B Abs. 3 Nr. 2 ausnahmsweise zuldssigen Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale, ge-

sundneitliche und sportliche Zwecke sind ausgeschlossen.

Aus Grinden des Immissionsschutzes sind Gesch&fts—, Blro- und Verwaltungsgebdude sowie Wohnungen
fir Aufsichis- und Bereitschaftspersoner!, Betriebsinhaber und Betriebsleiter auf der den benachbarter
Wohngebieten zugekehrien Seite anzuordnen.

Ausnahmen kdnnen zugelassen werden, wenn dem Immissionsschutz auf ‘andere Weise Rechnung getragen
wird.

Cewerbegebiet gemaB § 8 BauNvO

Zul8ssig sind:

. Geschafts—, Biro- und Verwaltungsgebaude.

AuBlerdem sind gemaB § 8 Abs. 3 Nr. | in Verbindung mit § | in Verbindung mit § 1| Abs. 4 und 5
BauNV O Wohnungen fiir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen, fUr Betriebsinhaber und Betriebsleiter
allgemein zulassig.

Die gemaB § 8 Abs. 2 Nr. 1 und 3 zuldssigen Nutzungen, Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhduser,
cowie Tankstellen sind unzulassig.

Lagerplétze und &ffentliche Betrieb

Die gemaB § 8 Abs. 3 kelturelle, soziale, ge-

sundheitiiche und sportli

2. Anderung
folgende Seiten |« = o

nliche Betriebe sowie die
iche, kulturelie, soziale,

Gewerbegebiet gemdl 3

Gliederung des Gewerbed
zum Rd.Erld. Ministers

Urzulassig sind:

Die Betriebsarbeiten der
gemal § 8 Abs. 3 Nr. Z
gesundheitliche und sportliche Zwecke sind ausgeschiossen.

Ausnahmen gemal § 51 BBaul

Gemal § 31 BBauG kdnnen ausnahmsweise aus den Abstandsklassen VI die Betriebsarten 159, 160, 163,
l64, 165, 172, 176,179, 1BZ und VII die Betriebsarten Nr. 137 (ohne Hartereien), 156; 157 oder dhnliche
Betriebe zugelassen werden, wenn die Unbedenklichkeit hinsichtlich des Immissionsschutzes z. B. durch
Schallschutzwinde, Stellung der Baukérper, abschirmende GrundriBldsungen, sonstige bauliche Vorkehrungen
und oder zeitliche Betrietysbeschrankungen nachgewiesen wird.

Gewerbegebiet gemaB § 8 BauNVO

Gliederung des Gewerbegebietes gema3 § 1 Abs. 4 ~ 9 BauNVO in Verbindung mit der Abstandsliste 1987
zum Rd.Erl.d. Ministers fir Arbeit, Gesundheit und Soziales NW vom 09.07.1982.

Unzuldssig sind:
Die Betriebsarbeiten der Abstandsliste

und sportiiche Zwecke sind ausosschlossen.

Ausnahmen gemaB § 31 BBaul

Ahs. | BRBaul kdnnen ausnahmsweise aus der Abstandsklasse VII die Betrietbsarten Nr.o 137
werden, wenn die Unbedenklich-

Geméfl § 31 |
(ohne Hartéreien), 141,143,154,156,157 oder ahnliche Betriebe zugelassen
keit hinsichtiich des
GrundriBldsungen, sonstige bauliche Vorkehrunger und/oder zeitliche Betriebsbeschrankungen nachgewieser
wird.

Industriegebiet gemaB § 9 BauNV QO

Industriegebictes gemaB § | Abs. 4 - .9 BauNVO in Verbindung mit der Abstandsliste 1982

Gliederung de:
4oy Ministers flir Arbeit, Gesundheit und Soziales NW vom 09.07.1%82.

zum Rd. Erl.

Unzuldssig sing:

die Betriebsarten der Abstandsliste 1982 -~ Abstandsklassen [ -VI und 3hnliche Betriebe sowie die gemaB
§ 8 Abs. 3 Np, 2 BauNVO ausnahmsweise zuldssigen Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale gesundheit-
liche und sportliche Zwecke mit der Einschrdnkung, daB die vorhandenen Anlagen fUr sportliche Zwecke
audnahmswelse zuléssig sind.

982 - Abstandsklassen I - VII und dhnliche Betriebe sowie die gemaB
§ 8 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO ausnahmsweise zuldssigen Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundneitliche

mmissionsschutzés z. B. durch Schallschutzwande, Stellung der Baukdrper, abschirmende

Grundfidchenzah! (GRZ) gem. § 19 BauNvO

GeschoBflachenzahl (GFZ) gem. § 20 BauNVO
Baumassenzahl (BMZ) gemal § 21 BauNvO

Abweichende Bauweise gem. § 22 Abs. 4 BauNVO wie folgt:
Offene Bauwelse' ohne Beschrankung der Geb&udeldnge auf 50 m.

Baugrenze gem. § 23 BauNvO
Gebzude und Cebdudeteile dirfen diese Linie nicht (berschreiten. Ein Vortreten von Gebiaudeteilen

in geringfigigem AusmaB kann zugelassen werden. Durch Baugrenzen werden die (berbaubaren Grund-
sticksfléchen festgesaizt.

StraBenbegrenzungslinie

. B. Gehweg g

. B. Parkbucht/Parkflache > Verkehrsflache gem. § 9 Abs. | Nr. 11 BBauG
. B. Fahrbahn

. B. Gehweg

StraBenbegrenzungslinie

Bereich ohne Aus- und Einfahrten gem. § 9-Abs. | Nr. 11 BBauG.

Sichtflachen sind oberhalb 0,70 m Hdhe Gber Fahrbahrkante gerechnmet von Sichthindernisser (wise bau-
liche Anlagen, Einfriedigungen, Anpflanzungen u.d.) freizuhalten. (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BBauG).

Flache, die gem. § 9 Abs.l Nr. 10 BBauG von der Bebauung freizuhalten ist, einschl. Stellplatze und
Garagen nach § 12 BauNVO sowie Nebenanlagen nach § 14 BauNVO - girtnerische bzw. lagerméBige

-Nutzung.

Mit Leitungsrechten zu Gunster der ErschlieBungstréger fir die Ver- und Entsorqgung zu belastends
Flachen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 21 BBauG.

Fliche flr Versorgungsanlagen sowie Flachen flr die Verwertung von Abwasser und festen Abfallstoffen

sowie fir Ablagerungen gem. § 9 Abs. | Nr. 12 und 14 BBauG

@ Ahwasser
S =
O Elektrizitat
Oberirgische Hauptversorgungsleitung ( 8 ¢ Abs. 1 Ni. 13 8Bau()

,.
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40.00
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Begrenzungslinie des Schutzstreifens.
geplante - 220 ~ KV - Hochspannungsfreileitung
bestehende 220 - WV - Hochspannungsfreileitung

Begrenzung des Schutzstreifens

n

Uberbaubare Flache unterhalb des Schutzstreifens der KV - Hochspannungsleitung, bei der eine bauliche
Nutzung-bis zu siner Bauhdhe von 6,00 m zuldssig ist. Die Dachkanstruktion der Geb&ude mufB ais begeh-
bares Flachdach mit einer”harten Bedachung" nach DIN 4102 ausgefihrt werden. Bauvorhaben im Schutz-
pereich sind der RWE im Rahmen der Baugenshmigungsverfahren zu abschlielenden Stellungnahme vor-
zulegen.

Uberbaubare Flache unterhalb des Schutzstreifens der KV-Hochspannungsleitung in der eine bauliche
Nutzung bis zu einer Bauhthe von 8,00 m zulassig ist. ‘

Die Dachkonstruktion der Gebdude muB als begehbares Flachdach mit einer'harten Bedachung™ nach
DIN 4102 ausgefiihrt werden. Bauvorhaben im Schutzbereich sind der RWE im Rahmen der Baugenehmi-
gungsverfahren zu abschlieBenden Stellungnahme vorzulegen. 3

/

Im gesamten Schutzstreifenbereich ist die Lagerung und Verarbeitung feuergefdhrlicher Stoffe nicht
zulAssig. '

Fliche fur das Anpflanzen von Biumen und Stréuchern (standortgerechte Laubh(’:’)lzer} gem. § 9 Abs. |
Ne. 2%a BBauG

Begrinung der Grundstiicke in allen Baufldchen durch 4npflanzungen von Baumen und Strduchern gemaB
§ 9 Abs. | Nr. 25 BBauG im einzelnen wie folgt:

. Auf je angefangene 500 gm Grundstlcksfléche ist mindestens | hochstdmmiger Baum (standortgerechte
Laubhdlzer) zu pflanzen. Diese Bepflanzung kann auch in Gruppen zusammengefait und an flr den Be-
triebsablauf geeigenten Platzen anageordret werden.

2. Arbeits- und Lagerflachen sing den &ffentlichen Verkehrsflachen und den Nachbargrundsticken durch
Hecken-, Baum oder Strauchbepflanzung abzuschirmen, |

Darstellungen

\usnahmen gemaB § 31 BBaui

SemiEB § 31 Abs. | BBaul kdnnen ausnahmsweise aus der Abstandsklasse VI die Betriebsarien bl
R T A LT I e e o e e s o e }_‘, 133 zugelasser
werden, wenn-die Unbedenklichkeit hinsichtlich des Immissionsschutzes nachgewiesen wird.

Industriegebiet gemaB § 9 BauNVO

IIage]
O

Sliederung des industriegebietes gemaB § 1 Abs. 4-9 BauNVO in Verbindung mit der Abstandsliste 198z
zum Rd. Erl. des Ministers fiir Arbeit, Gesundheit und Soziales NW vom 09.07.198%. -

Unzulassig sind:
Die Betriebsarten der Abstandsliste 1987 - Abstandskiassen | - V und &hnliche Betriebe
§ & Abs. 3 Nr. Z2 BauNvVO ausnahmsweise zuldssigen Anlagen fir kirchliche, kulturells, soziale,

wie die gemald

esundhelt-

liche und sportliche Zwecke mit der Einschrénkung, daB die vorhandenen Anlagen fUr cportliche Zwecke
susnahmsweiss zuldssig sind. i

Ausrahierges=a3.8_ 31 BBaulG

GemdB § 31 Abs. | BBauG kannen Trosklasse V die Betriebsarten Nr. 2E.41

lichkeit hinsichtlich des Immi-f;ig_p;.—

42 43 44 46 47,09 ,50,58,65, zugelasse
schutzes nachgewise e

74—\-—170 Ty

|

——— —

]
R

Vorhandene GrundstlUcksgrenzen _ $
Hdhenlinie mit Hohenangabe (m.0. NN)

Vbrhaﬂdene Wohngebaude

Vorhangeng gewerdliche Anlagen einschl. Wirtschafts- u. Nebengebaude
Varhandene Boschungen

Vorgeschiggene neue Grundstiicksgrenzen .

C. Hinwelise

i. Der Bebauungsplan enth&lt die fUr die Zuldssigkeit von Bauvorhaben erforderlichen Mindestfestsetzunoen (& 30 BBauG)

sowie die Begremzung der Verkehrsflichen wenn und soweit Bauvorhaben den Festsetzungen des Bebauungsplanes entsprechen,

gelten die Anbaubestimmungen des & 9 { 1 - 5 ) F5trG nicht. Siehe § 92 (1) FS5tr(3).

Anlagen der AuBenwerbung die den Verkshrsteilnehmer auf der freien Strecke der LandstraBe L 680 ansprechen kdnnen
konnen, sind nicht zuldssig. Die o. g. Werbeanlagen bedlrfen in jedem Fall der Zustimmung bzw.
bauverwaltung gem. 8§88 9 FStrG / 28 i.vV.m.

75 LG =

Zur Vermeidung illegaler Zufahrten und Zugange im Bereich des Zu- und Ausfahrtsverbotes ist die lickenlose Einfriedigung

vor Baubeginn chne TOr und Tar entlang der L 68C sicherzustellen.

Zaun darf weder durch Tore, TGren oder Durchlasse

Zur Sicherstellung forstlicher Belange sind die Baugrundstiicke an der Waldseite durch einen Zaun einzufriedigen. Cer
unterbrochen werden und soll eine Mindesthéhe von 1,70 m haben.

5. Fir Gebdude, die innerhalb der 35 m Sicherheitszone vom Wald errichtet werden sollen, ist in den Bauschein folgende
Klausel aufrunehmen. _

"Der Bauherr und sein Rechtsnachfolger haften fir alle Schdden am Wald, die sich aufgrund der Nichteinhaltung der
Mindestentfernung gem. § 46 (1) des Landesforstgesetzes fUr NRW, in der Fassung vomn 24.04.1980 ergeben, zugleich
in Verbindung mit dermn gemeinsamen RunderlaB des Innenrministers und des Ministers fUr kErnahrung, Landwirtschaft
und Forsten NW vom [8.07.1975 {MBL NW 1975, Seite 1477). :
Andererseits khaben der Bauherr und sein Rechtsnachfolger keimen Anspruch auf Ersatz flUr Schaden, die auf die Be-
waldung oder auf die Waldbewirtscahftung zurbckzufihren sind".

Genehmigung der StraBen-—

Inkrafttreten

Diese Satzung wird am Tage nach der Bekanntmachung der Genehmigung des Regierungsprasidenten sowie von Ort und
Zeit der offentiichen Auslegung rechtsverbindlich.

MARKISCHER KREIS
GEMARKUNG | MENDEN

FLUR

27 39.32 u. 40

AU
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SATZUNG DER STADT MENDEM
NR.
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 2. Änderung
 folgende Seiten


Menden (Sauerland)

Bebauungsplan Nr. 119
Bereich zwischen Holzener StraRle,
Braukerweg, Kiebitzweg und Waldrand
sowie einer Flache westlich des Kiebitz-

menden

sauerland

2. vereinfachte Anderung

Satzung

zur 2. vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes Nr. 119 der Stadt Menden (Sauerland)
»,Bereich zwischen Holzener StraBe, Braukerweg, Kiebitzweg und Waldrand sowie einer Flache west-
lich des Kiebitzweges”

Aufgrund

» des § 7 der Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt gedndert durch Artikel 15 des Gesetzes
vom 23. Januar 2018 (GV. NRW. S. 90),

= des § 10 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017
(BGBI. I S. 3634),

= der Verordnung lber die bauliche Nutzung der Grundstiicke Baunutzungsverordnung (BauNVO) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786),

jeweils in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses gliltigen Fassung, hat der Rat der Stadt Menden
(Sauerland) in der Sitzung am 26.02.2019 die planungsrechtlichen Festsetzungen der 2. vereinfachten
Anderung des Bebauungsplanes Nr. 119 ,Bereich zwischen Holzener StraRe, Braukerweg, Kiebitzweg
und Waldrand sowie einer Flache westlich des Kiebitzweges” als Satzung beschlossen.

§ 1 - Raumlicher Geltungsbereich

Der Geltungsbereich der 2. vereinfachten Anderung umfasst das Gebiet des Bebauungsplanes Nr. 119
,Bereich zwischen Holzener StraRe, Braukerweg, Kiebitzweg und Waldrand sowie einer Flache westlich
des Kiebitzweges” der Stadt Menden (Sauerland). Die Umgrenzung des Geltungsbereiches ist aus dem
anliegenden Plan ersichtlich, der Bestandteil dieser Satzung ist.

§ 2 - Umstellung auf die Baunutzungsverordnung (BauNVO) 1990

Flir den gesamten Planbereich gilt die Verordnung tber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunut-
zungsverordnung - BauNVO) vom 23.01.1990 (BGBI. I. S. 132) in der zum Zeitpunkt geltenden Fassung.

§ 3 - Inhalt der Anderung

Die textlichen Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung werden wie folgt geandert:

GE - Gewerbegebiet gemaR § 8 BauNVO

Zulassig sind

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhauser, Lagerplatze und 6ffentliche Betriebe,

2. Geschéafts-, Bliro- und Verwaltungsgebaude,

3. Tankstellen,

4. Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentren- und nahversorgungsrelevanten Kernsortiment gemaR
nachfolgender Liste:

= Freilandpflanzen, Sdmereien, Dingemittel, Landwirtschaftlicher Bedarf

= Tiere, Zoologischer Bedarf, Tierfutter

= Birobedarf, Organisationsartikel (mit Gberwiegend gewerblicher Ausrichtung)
= SportgrolRgerate

= ElektrogroRRgerate (,, Weille Ware”)

=  Computer

= Mobbel
=  Biiromobel
= Kichen

= Farben, Tapeten

= Bodenbelage

= Bau- und Heimwerkerbedarf

= Gartenbedarf, -mobel

= Baustoffe

=  Werkzeuge, Maschinen

= Sanitarartikel (inkl. Installationsbedarf, Badeeinrichtungen)

=  Kamine
= Sauna-, Schwimmbadanlagen
=  Markisen

= Campingartikel, Zelte, Campingwagen
= Fahrrad-, Motorradbedarf

= Autozubehor, Reifen, Kraftfahrzeuge
= Babyartikel

Die Summe der zentren- und nahversorgungsrelevanten Randsortimente darf eine GroRe von 10 %
der Gesamtverkaufsflache nicht Gberschreiten.
Einzelhandelsbetriebe mit abweichendem Kernsortiment sind nicht zulassig.

Ausnahmsweise kbnnen zugelassen werden

1. Verkaufsstellen von im Plangebiet ansassigen produzierenden Gewerbe- oder Handwerksbetrie-
ben, wenn diese in einem unmittelbarem rdumlichen und funktionalen Zusammenhang mit dem
Gewerbe- oder Handwerksbetrieb stehen und der Hauptnutzung untergeordnet sind,

2. Kioske und gastronomische Betriebe, die der Versorgung der in den Gewerbegebieten Beschaf-
tigten dienen,



3. Wohnungen fir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fiir Betriebsinhaber und Betriebslei-
ter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegentiber in Grundflache und Baumasse un-
tergeordnet sind,

4. Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke,

5. Anlagen fir sportliche Zwecke,

6. Vergnligungsstatten - mit Ausnahme von Betrieben mit sexuellen Darbietungen und Handlungen
gem. § 33 a Gewerbeordnung (GewO) sowie der medialen Vorfiihrung mit sexuellem und por-
nographischen Inhalt als Unterart von Vergniigungsstatten,

7. Spielhallen, Wettbiros und dhnliche Unternehmungen gem. § 33 i GewO.

GE 1 - Gewerbegebiet gemal} § 8 BauNvVO

Zul3ssig sind

wnN e

Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhauser, Lagerplatze und 6ffentliche Betriebe,

Geschafts-, Buro- und Verwaltungsgebaude,

Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentren- und nahversorgungsrelevanten Kernsortiment gemaf}
nachfolgender Liste:

= Freilandpflanzen, Samereien, Diingemittel, Landwirtschaftlicher Bedarf

= Tiere, Zoologischer Bedarf, Tierfutter

= Birobedarf, Organisationsartikel (mit Gberwiegend gewerblicher Ausrichtung)
= SportgrolRgerate

= ElektrogrofRRgerate (,, Weille Ware”)

=  Computer

= Mobbel
=  Biiromobel
= Kichen

* Farben, Tapeten

= Bodenbelage

= Bau- und Heimwerkerbedarf

= Gartenbedarf, -mobel

= Baustoffe

=  Werkzeuge, Maschinen

= Sanitdrartikel (inkl. Installationsbedarf, Badeeinrichtungen)
= Kamine

= Sauna-, Schwimmbadanlagen

= Markisen

= Campingartikel, Zelte, Campingwagen
=  Fahrrad-, Motorradbedarf

= Autozubehor, Reifen, Kraftfahrzeuge
= Babyartikel

Die Summe der zentren- und nahversorgungsrelevanten Randsortimente darf eine GréRRe von 10 % der
Gesamtverkaufsflache nicht iberschreiten.
Einzelhandelsbetriebe mit abweichendem Kernsortiment sind nicht zulassig.

Ausnahmsweise kdnnen zugelassen werden

1.

4.
5.

Verkaufsstellen von im Plangebiet ansassigen produzierenden Gewerbe- oder Handwerksbetrieben,
wenn diese in einem unmittelbarem rdaumlichen und funktionalen Zusammenhang mit dem Ge-
werbe- oder Handwerksbetrieb stehen und der Hauptnutzung untergeordnet sind,

Kioske und gastronomische Betriebe, die der Versorgung der in den Gewerbegebieten Beschaftigten
dienen,

Wohnungen fur Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fiir Betriebsinhaber und Betriebsleiter,
die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegeniber in Grundflache und Baumasse untergeord-
net sind,

Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke,

Anlagen fur sportliche Zwecke.

Nicht zuldssig sind

1. Tankstellen,

2.
3.

Vergnlgungsstatten,
Spielhallen, Wettbiiros und ahnliche Unternehmungen.

GE 2 - Gewerbegebiet gemal} § 8 BauNvVO

Zul3ssig sind

1.
2.

Geschafts-, Blro- und Verwaltungsgebaude,
Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentren- und nahversorgungsrelevanten Kernsortiment gemaf}
nachfolgender Liste:

= Freilandpflanzen, Samereien, Diingemittel, Landwirtschaftlicher Bedarf

= Tiere, Zoologischer Bedarf, Tierfutter

= Birobedarf, Organisationsartikel (mit Gberwiegend gewerblicher Ausrichtung)
= SportgrolRgerate

= ElektrogrofRgerate (,, Weille Ware”)

=  Computer

= Mobbel
=  Biiromobel
= Kichen

= Farben, Tapeten

= Bodenbelage

= Bau- und Heimwerkerbedarf

= Gartenbedarf, -mdbel

= Baustoffe

=  Werkzeuge, Maschinen

= Sanitdrartikel (inkl. Installationsbedarf, Badeeinrichtungen)
= Kamine

= Sauna-, Schwimmbadanlagen

= Markisen

= Campingartikel, Zelte, Campingwagen
= Fahrrad-, Motorradbedarf



= Autozubehor, Reifen, Kraftfahrzeuge
= Babyartikel

Die Summe der zentren- und nahversorgungsrelevanten Randsortimente darf eine GréRe von 10 %
der Gesamtverkaufsflache nicht Gberschreiten.
Einzelhandelsbetriebe mit abweichendem Kernsortiment sind nicht zulassig.

Ausnahmsweise kdnnen zugelassen werden

1.

Verkaufsstellen von im Plangebiet ansassigen produzierenden Gewerbe- oder Handwerksbetrieben,
wenn diese in einem unmittelbarem rdaumlichen und funktionalen Zusammenhang mit dem Ge-
werbe- oder Handwerksbetrieb stehen und der Hauptnutzung untergeordnet sind,

Kioske und gastronomische Betriebe, die der Versorgung der in den Gewerbegebieten Beschaftigten
dienen,

Wohnungen fir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fiir Betriebsinhaber und Betriebsleiter,
die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegeniber in Grundfldche und Baumasse untergeord-
net sind,

Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke,

Anlagen fir sportliche Zwecke

Nicht zuldssig sind

pwnN

Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhauser, Lagerplatze und 6ffentliche Betriebe,
Tankstellen,

Vergnlgungsstatten,

Spielhallen, Wettbiiros und ahnliche Unternehmungen.

GE 3 - Gewerbegebiet gemal} § 8 BauNvVO

Zulassig sind

1.

Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhduser, Lagerplatze und 6ffentliche Betriebe gegliedert i.V.m. der
Abstandsliste 2007 zum RdErl. d. Ministeriums fir Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz - V-3 - 8804.25.1 vom 06.06.2007,

Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentren- und nahversorgungsrelevanten Kernsortiment gemaf}
nachfolgender Liste:

= Freilandpflanzen, Samereien, Diingemittel, Landwirtschaftlicher Bedarf

= Tiere, Zoologischer Bedarf, Tierfutter

= Birobedarf, Organisationsartikel (mit Gberwiegend gewerblicher Ausrichtung)
= SportgrolRgerate

= ElektrogrofRRgerate (,, Weille Ware”)

=  Computer

= Mobbel
=  Biromobel
=  Kichen

= Farben, Tapeten
= Bodenbeldge
= Bau- und Heimwerkerbedarf

= Gartenbedarf, -mobel

= Baustoffe

=  Werkzeuge, Maschinen

= Sanitarartikel (inkl. Installationsbedarf, Badeeinrichtungen)

=  Kamine
= Sauna-, Schwimmbadanlagen
=  Markisen

= Campingartikel, Zelte, Campingwagen
= Fahrrad-, Motorradbedarf

= Autozubehor, Reifen, Kraftfahrzeuge
= Babyartikel

Die Summe der zentren- und nahversorgungsrelevanten Randsortimente darf eine GroRe von 10 %
der Gesamtverkaufsflache nicht Gberschreiten.
Einzelhandelsbetriebe mit abweichendem Kernsortiment sind nicht zulassig.

Ausnahmsweise kbnnen zugelassen werden

1.

v

O 0N

Gewerbebetriebe gem. Abstandsliste 2007:

=  Abstandsklasse VI Nr. 184, 189
=  Abstandsklasse VII Nr. 204, 205, 207, 215, 217, 218, 219, 220 und dhnliche Betriebe,

Verkaufsstellen von im Plangebiet ansassigen produzierenden Gewerbe- oder Handwerksbetrieben,
wenn diese in einem unmittelbarem raumlichen und funktionalen Zusammenhang mit dem Ge-
werbe- oder Handwerksbetrieb stehen und der Hauptnutzung untergeordnet sind,

Kioske und gastronomische Betriebe, die der Versorgung der in den Gewerbegebieten Beschaftigten
dienen,

Geschafts-, Buro- und Verwaltungsgebaude,

Wohnungen fiir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fiir Betriebsinhaber und Betriebsleiter,
die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegeniiber in Grundflache und Baumasse untergeord-
net sind,

Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke,

Anlagen fur sportliche Zwecke,

Vergnugungsstatten,

Spielhallen, Wettbiros und dhnliche Unternehmungen.

Nicht zulassig sind

1.

2.

Gewerbebetriebe gem. Abstandsliste 2007 - Abstandsklassen | — VIl und dhnliche Betriebe, sofern sie
nicht unter den ausnahmsweise zuldssigen Betrieben aufgelistet sind,
Tankstellen.



GE 4 - Gewerbegebiet gemaR § 8 BauNVO

Zul3ssig sind

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhauser, Lagerplatze und 6ffentliche Betriebe gegliedert i.V.m. der
Abstandsliste 2007 zum RdErl. d. Ministeriums fir Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz - V-3 - 8804.25.1 vom 06.06.2007:

= Abstandsklasse VI
= Abstandsklasse VI Nr. 184, 188, 189 und ahnliche Betriebe,

2. Geschéfts-, Bliro- und Verwaltungsgebaude,
3. Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentren- und nahversorgungsrelevanten Kernsortiment gemaR
Kernsortiment gemal nachfolgender Liste:

= Freilandpflanzen, Sdmereien, Dingemittel, Landwirtschaftlicher Bedarf

= Tiere, Zoologischer Bedarf, Tierfutter

= Birobedarf, Organisationsartikel (mit Gberwiegend gewerblicher Ausrichtung)
=  SportgrolRgerate

= ElektrogrolRgerate (,Weille Ware"“)

=  Computer

= Mobbel
=  Biromobel
=  Kichen

* Farben, Tapeten

= Bodenbelage

= Bau- und Heimwerkerbedarf

= Gartenbedarf, -mo6bel

= Baustoffe

=  Werkzeuge, Maschinen

= Sanitarartikel (inkl. Installationsbedarf, Badeeinrichtungen)

=  Kamine
= Sauna-, Schwimmbadanlagen
=  Markisen

= Campingartikel, Zelte, Campingwagen
= Fahrrad-, Motorradbedarf

= Autozubehor, Reifen, Kraftfahrzeuge
= Babyartikel

Die Summe der zentren- und nahversorgungsrelevanten Randsortimente darf eine GréRe von 10 %
der Gesamtverkaufsflache nicht Gberschreiten.
Einzelhandelsbetriebe mit abweichendem Kernsortiment sind nicht zuldssig

Ausnahmsweise kbnnen zugelassen werden

1. Verkaufsstellen von im Plangebiet ansassigen produzierenden Gewerbe- oder Handwerksbetrieben,
wenn diese in einem unmittelbarem rdaumlichen und funktionalen Zusammenhang mit dem Ge-
werbe- oder Handwerksbetrieb stehen und der Hauptnutzung untergeordnet sind,

2. Kioske und gastronomische Betriebe, die der Versorgung der in den Gewerbegebieten Beschaftigten
dienen,

3. Wohnungen fiir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fiir Betriebsinhaber und Betriebsleiter,
die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegeniiber in Grundflache und Baumasse untergeord-
net sind,

Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke,

Anlagen fir sportliche Zwecke,

Vergnugungsstatten,

Spielhallen, Wettbiros und dhnliche Unternehmungen.

Noubs

Nicht zulassig sind

1. Gewerbebetriebe gem. Abstandsliste 2007 - Abstandsklassen | — VI und dhnliche Betriebe, sofern sie
nicht unter den zuldssigen Betrieben aufgelistet sind,
2. Tankstellen.

Gl 1 - Industriegebiet gemaR § 9 BauNVO

Zulassig sind

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhduser, Lagerplatze und 6ffentliche Betriebe gegliedert i.V.m. der
Abstandsliste 2007 zum RdErl. d. Ministeriums fiir Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz - V-3 - 8804.25.1 vom 06.06.2007,

2. Tankstellen.

Ausnahmsweise kdnnen zugelassen werden

1. Gewerbebetriebe gem. Abstandsliste 2007:
= Abstandsklasse VI Nr. 159, 164, 181 und ahnliche Betriebe,

2. Anlagen fiur vorhandene sportliche Zwecke.

Nicht zulassig sind

1. Gewerbebetriebe gem. Abstandsliste 2007 - Abstandsklassen | — VI und dhnliche Betriebe, sofern sie
nicht unter den ausnahmsweise zuldssigen Betrieben aufgelistet sind,

2. Wohnungen fiir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fiir Betriebsinhaber und Betriebsleiter,
die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegeniiber in Grundflache und Baumasse untergeord-
net sind,

3. Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Gl 2 - Industriegebiet gemaR § 9 BauNVO

Zul3ssig sind

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhauser, Lagerplatze und 6ffentliche Betriebe gegliedert i.V.m. der
Abstandsliste 2007 zum RdErl. d. Ministeriums fir Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz - V-3 - 8804.25.1 vom 06.06.2007,



2. Tankstellen.

Ausnahmsweise kdnnen zugelassen werden

1. Anlagen fiir vorhandene sportliche Zwecke.

Nicht zulassig sind

1. Gewerbebetriebe gem. Abstandsliste 2007 - Abstandsklassen | =V und dhnliche Betriebe,

2. Wohnungen fiir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fiir Betriebsinhaber und Betriebsleiter,
die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegentiiber in Grundflache und Baumasse untergeord-
net sind,

3. Anlagen fiir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

§ 4 - Inkrafttreten

Die 2. vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes Nr. 119 der Stadt Menden (Sauerland) tritt mit dem
Tage ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Die entgegenstehenden Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes Nr. 119 treten zu diesem Zeitpunkt auBer Kraft.

Anderungsbeschluss (Aufstellung)

Der Ausschuss fiir Umwelt, Planen und Bauen der
Stadt Menden (Sauerland) hat gem. § 2 Abs. 1
BauGB in der Sitzung am 11.10.2018 die 2. ver-
einfachte Anderung des Bebauungsplanes Nr.
119 ,Bereich zwischen Holzener StraRe, Kiebitz-
weg und Waldrand sowie einer Flache westlich
des Kiebitzweges” beschlossen.

Menden, den 27.02.2019
Der Birgermeister

L.S.
gez. Wachter
(Wéachter)

Fiir die stadtebauliche Planung

Dipl.-Ing. ARNOLD SCHELLERT
- Bauleitplanung -
Berkenhofskamp 59c, 58710 Menden
Telefon: 02373/984898 - 01712110251
Mail: a.schellert@unitybox.de

Menden, den 27.02.2019

gez. Schellert
(Schellert)

Offentliche Auslegung

Der Entwurf der 2. Anderung des Bebauungspla-
nes Nr. 119 ,,Bereich zwischen Holzener Stralle,
Kiebitzweg und Waldrand sowie einer Flache
westlich des Kiebitzweges” und die Begriindung
haben gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom -
06.12.2018 bis einschlielRlich 18.01.2019 o6ffent-
lich ausgelegen.

Menden, den 27.02.2019
Der Birgermeister

Satzungsbeschluss

Der Rat der Stadt Menden (Sauerland) hat am
26.02.2019 die 2. vereinfachte Anderung des Be-
bauungsplanes Nr. 119, Bereich zwischen Holze-
ner StraRe, Kiebitzweg und Waldrand sowie einer
Flache westlich des Kiebitzweges” als Satzung be-
schlossen.

Menden, den 27.02.2019
Der Birgermeister

L.S. L.S.
gez. Wachter gez. Wachter
(Wéchter) (Wéchter)
Inkrafttreten Beglaubigung der Verfahrensmerk-

Die Bekanntmachung gem. § 10 BauGB ist am
06.03.2019 ortsiiblich veroffentlicht worden. Die
2. vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes
Nr. 119 ,,Bereich zwischen Holzener Straf3e, Kie-
bitzweg und Waldrand sowie einer Flache west-
lich des Kiebitzweges” tritt mit der Bekanntma-
chung in Kraft und liegt mit der Begriindung ab
dem 06.03.2019 zur jedermanns Einsicht bereit.

Menden, den 07.03.2019
Der Burgermeister

L.S.
gez. Wachter
(Wéachter)

male

Die Ubereinstimmung der vorstehenden Verfah-
rensvermerke mit denen der Originalfassung der
2. vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes
Nr. 119 ,Bereich zwischen Holzener Stral3e, Kie-
bitzweg und Waldrand sowie einer Flache west-
lich des Kiebitzweges” wird hiermit beglaubigt.

Menden, den
Der Birgermeister

(Wéchter)




menden

sauverland

2. vereinfachte Anderung des Bebauungsplan Nr. 119
,Bereich zwischen Holzener Strale, Braukerweg, Kiebitzweg und
Waldrand sowie einer Flache westlich des Kiebitzweges“

Begriindung

Januar 2019

S-01-2018-ME
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2. ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 119

1. Anlass, Ziel und Zweck der Bebauungsplananderung

Fir die Durchfiihrung der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 119 ,,Bereich zwischen Hol-
zener StraRe, Braukerweg, Kiebitzweg und Waldrand sowie einer Flache westlich des Kiebitz-
weges” bestehen drei unterschiedliche Anlasse, die in einem gemeinsamen Planverfahren ge-
regelt werden. Zum einen soll durch die Umstellung auf die aktuelle Baunutzungsverordnung
(BauNVO 1990) die Steuerung der Einzelhandelsentwicklung verbessert und zum anderen
durch Ausschluss von bestimmten Arten von Vergniigungsstatten die stadtebauliche Entwick-
lung der Bereiche stabilisiert werden. Dariiber hinaus soll die Zuldssigkeit von Vorhaben im
Plangebiet den Vorgaben der BauNVO 1990 angepasst werden, ohne jedoch die vorrangige
Gewerbe- bzw. Industrieansiedlung zu beeintrachtigen.

Der Bebauungsplan Nr. 119 ,,Bereich zwischen Holzener StraRe, Braukerweg, Kiebitzweg und
Waldrand sowie einer Flache westlich des Kiebitzweges” der Stadt Menden (Sauerland) ist seit
dem 31.10.1986 rechtsverbindlich, wodurch fiir den Plan noch die BauNVO 1977 gilt. Zwar
sind Einkaufszentren und Verbrauchermarkte im Plangebiet unzuldssig; der sonstige Einzel-
handel soll jedoch im Sinne des Einzelhandelskonzeptes stadtebaulich zielgerichteter gesteu-
ert werden kdnnen. Der gewerblichen bzw. industriellen Nutzung ist hier auf jeden Fall der
Vorrang zu geben.

Neben der dynamischen Einzelhandelsentwicklung besteht nach wie vor der Ansiedlungs-
druck von Vergnilgungsstatten, Spielhallen, Wettbliros und dhnlicher Betriebe und die damit
verbundene Beflirchtung einer stadtebaulichen Fehlentwicklung, insbesondere durch Leer-
stande und in Immobilien, deren noch bestehende Nutzung aufgegeben werden soll. Eine ge-
ringe Entwicklungsdynamik trifft hier auf ein vergleichbar niedriges Mietniveau und auf eine
gunstige VerkehrserschlieBung, die zu einer Attraktivitat fiir vorgenannte Nutzungsarten fih-
ren.

Ziel und Zweck der 2. Anderung des Bebauungsplanes ist es deshalb, durch ergidnzende Fest-
setzungen zur Zulassigkeit von bestimmten Arten von Vergnligungsstatten, die bauliche Nut-
zung der Grundstilicke innerhalb der unterschiedlichen Nutzungszonen des Bebauungsplanes
gezielter zu leiten und auf diese Weise die stadtebaulichen Entwicklung und Ordnung sicher-
zustellen.

Aus diesem Grund soll auch die Ansiedlung der ausnahmsweise zuldssigen Anlagen fir kirch-
liche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke, die bisher nicht zuldssig waren, ermog-

licht werden. Die Zulassung entsprechender gewerblicher Nutzungen kann sich u.a. auf die

Wiedernutzung von leerstehenden und in Umplanung befindlichen Gewerbeimmobilien posi-
tiv auswirken. Der Interessentenkreis von ansiedlungswilligen Gewerbetreibenden wird viel-
faltiger.

Die Zuldssigkeit von Gewerbe- und Industriebetrieben im Plangebiet war bisher durch die Ab-
standsliste 1982 [Anhang zum RdErl. d. Ministers fir Arbeit, Gesundheit und Soziales NW vom



2. ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 119

09.07.1982 (MBI. NW. 1982 S. 1376/SMB1. NW. 280)] geregelt. Nunmehr soll die Abstands-
liste 2007 [Anlage 1 zum RdErl. d. Ministeriums fir Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz - Abstandserlass - V-3 - 8804.25.1 vom 06.06.2077 (MBI. NRW. S. 659)]
bei neuen Vorhaben angewandt werden. In der hier vorliegenden Satzung sind die Betriebe
nach der Abstandsliste 2007 gegliedert.

2. Anderungsverfahren

Da es sich bei der Anderung des Bebauungsplanes lediglich um die Umstellung auf die BauNVO
1990 sowie auf die Steuerung von Einzelhandelsbetrieben und Vergniigungsstatten bzw. der
ausnahmsweisen Zuldssigkeit von bestimmten Anlagen gemal} § 8 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO 1990
handelt, kann ein vereinfachtes Anderungsverfahren gemiaR § 13 BauGB durchgefiihrt wer-
den. Die Grundziige der Planung werden hierdurch nicht beriihrt. Es wird auch keine Zulassig-
keit von Vorhaben vorbereitet oder begriindet, die einer Pflicht zur Durchfihrung einer Um-
weltvertraglichkeitsprifung nach Anlage 1 zum Gesetz Giber die Umweltvertraglichkeitsprui-
fung oder nach Landesrecht unterliegen. Flr eine Beeintrachtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7
Buchstabe b BauGB genannten Schutzgiter (Flora-Fauna- Habitat und Vogelschutzgebiete)
bestehen keine Anhaltspunkte.

In diesem vereinfachten Anderungsverfahren wird von der frithzeitigen Unterrichtung und Er-
orterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen. Der betroffenen Offentlichkeit wird
Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb der Auslegung nach § 3 Abs. 2 gegeben. Gleiches
gilt fir die berlhrten Behdrden und sonstigen Tragern 6ffentlicher Belange innerhalb der Be-
teiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB. Im vereinfachten Verfahren wird von der Umweltprifung
nach § 2 Absatz 4, von dem Umweltbericht nach § 2a, von der Angabe nach § 3 Absatz 2 Satz
2, welche Arten umweltbezogener Informationen verfligbar sind, sowie von der zusammen-
fassenden Erklarung nach § 6a Absatz 1 und § 10a Absatz 1 BauGB abgesehen; § 4c BauGB
wird nicht angewendet. Der Beschluss zur 2. Anderung des Bebauungsplanes im vereinfachten
Verfahren wurde am 11.10.2018 durch den Ausschuss fiir Umwelt, Planen und Bauen gefasst
und am 28.11.2018 im Amtsblatt des Markischen Kreises ortsiiblich bekanntgemacht. In glei-
cher Sitzung beschloss der Ausschuss gemafs § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB von der friihzeitigen
Unterrichtung und Erorterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abzusehen und fasste den
Beschluss zur 6ffentlichen Auslegung gemald § 3 Abs. 2 BauGB sowie zur Beteiligung der Be-
horden und sonstiger Trager 6ffentlicher Belange gemal$ § 4 Abs. 2 BauGB.

Die offentliche Auslegung des Entwurfes gemall § 3 Abs. 2 BauGB fand in der Zeit vom
06.12.2018 bis einschlieflich 18.01.2019 statt.

Der Rat der Stadt Menden (Sauerland) fasste den Satzungsbeschluss gemaf § 10 Abs. 1 BauGB
in seiner Sitzung am 26.02.2019. Nach Durchfiihrung der ortsiiblichen Bekanntmachung

wurde die 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 119 ,Bereich zwischen Holzener Stralle,
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Braukerweg, Kiebitzweg und Waldrand sowie einer Flache westlich des Kiebitzweges” im ver-
einfachten Verfahren am 06.03.2019 rechtsverbindlich.

3. Raumlicher Geltungsbereich

Der raumliche Geltungsbereich der 2. Anderung umfasst den gesamten Geltungsbereich des
Bebauungsplanes Nr. 119 ,Bereich zwischen Holzener StraRe, Braukerweg, Kiebitzweg und
Waldrand sowie einer Flache westlich des Kiebitzweges” der Stadt Menden (Sauerland). Damit
werden alle gegliederten Gewerbe- und Industriegebiete in die Anderung einbezogen. Die Ab-
grenzung des raumlichen Geltungsbereiches ist aus dem als Anlage beigefiigten Ubersichts-

plan ersichtlich.

4. Vorgaben anderer raumlicher Planungen

4.1 Regionalplan

Der Bebauungsplanbereich ist im Regionalplan fir den Regierungsbezirk Arnsberg — Teilab-
schnitt Oberbereiche Bochum und Hagen (Bochum/Herne/Hagen/Ennepe-Ruhr-Kreis/Marki-

scher Kreis) als Bereich fiir gewerbliche und industrielle Nutzungen (GIB) dargestellt.

4.2  Flachennutzungsplan

Durch die 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 119, Bereich zwischen Holzener StraRRe, Briu-
kerweg, Kiebitzweg und Waldrand sowie einer Flache westlich des Kiebitzweges” der Stadt
Menden (Sauerland) werden keine neuen zeichnerischen Festsetzungen getroffen. Insbeson-
dere bleibt die Art der baulichen Nutzung im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes
unverindert, so dass keine Anderung oder Anpassung des Flichennutzungsplanes erforderlich
ist. Dessen Darstellungen stimmen weiterhin mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes
Nr. 119 Giberein. Die 2. vereinfachte Anderung ist somit gemaR § 8 Abs. 2 BauGB aus dem seit
dem 23.10.1981 rechtswirksamen Flachennutzungsplan der Stadt Menden (Sauerland) entwi-
ckelt.

5. Planungsrechtlicher Hintergrund

5.1 Einzelhandel

Besonderer Betrachtung bedarf die Zuldssigkeit von Einzelhandelsnutzungen in Gewerbe- und
Industriegebieten. Einschrankungen unterliegen sie nur insoweit als in Gewerbe- und Indust-
riegebieten lediglich solche Einzelhandelsbetriebe unzuldssig sind, die nach § 11 Abs. 3
BauNVO - in den Fassungen ab BauNVO 1977 - Kerngebieten und Sondergebieten zugewiesen
sind.

Um zu verhindern, dass sich in den ausgewiesenen Gewerbegebieten vermehrt Einzelhandel

- etwa in leer stehenden Gewerbeobjekten ansiedelt, ist es anzeigt, in den Gebieten generell
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oder jedenfalls den zentrenrelevaten Einzelhandel auszuschlieBen. Ein solcher Ausschluss ist
grundsatzlich zuldssig, denn die Zweckbestimmung der Gewerbegebiete wird nicht dadurch
angetastet, dass auf der Grundlage des § 1 Abs. 5i.V.m. Abs. 9 - BauNVO aus dem Spektrum
der nach § 8 Abs. 2 BauNVO an sich zuldssigen gewerblichen Nutzungen einzelne Nutzungsar-
ten ausgeschlossen werden. Besondere Beachtung bedarf allerdings die hinreichende Recht-
fertigung eines solchen Ausschlusses.

In den Gewerbegebieten soll der Einzelhandel zum Schutz und zur Starkung der Innenstadt
ausgeschlossen werden. Dies ist jedoch darauf beschrankt, soweit es zum Schutz und zur Star-
kung der Zentren erforderlich ist. Um eine funktionsfahige lokale und regionale Versorgungs-
struktur zu erhalten bzw. zu schaffen ist ein ausgewogenes Verhaltnis zwischen den unter-
schiedlichen Handelsbetriebsformen, den Angebotsstrukturen zwischen Stadt und Umland so-
wie den Einzelhandelsstandorten Innenstadt/Nebenzentren, wohnortbezogener Lagen und
dezentralen Standorten notwendig. Diese Strukturen kénnen durch Einzelhandelsbetriebe mit
zentrenrelevantem Sortiment erheblich und nachhaltig gestort werden, wenn die Ansiedlung
dieser Betriebe nicht an bestimmte Voraussetzungen gebunden ist. Dazu zahlt, dass die Art
und der Umfang der Betriebe in einem angemessenen Verhaltnis zur lokalen und regionalen
Versorgungsstruktur stehen und die Errichtung an einem stadtebaulich integrierten Standort
sowie in integrierten stadtebaulichen Strukturen erfolgt.

Diese Zielsetzungen werden insbesondere im Einzelhandelskonzept der Stadt Menden (Sauer-
land) zum Ausdruck gebracht, welches Gewicht eines stadtebaulichen Entwicklungskonzeptes
gemil § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB aufweist und somit als éffentlicher Belang bei der Anderung
dieses Bauleitplanes zu berticksichtigen ist. Da die planungsrechtliche Situation des Bebau-
ungsplanes Nr. 119 der Stadt Menden (Sauerland) diesen Zielsetzungen nicht entspricht,
ergibt sich ein Planerfordernis und damit eine Planungspflicht der Stadt i.S.v. § 1 Abs. 3 BauGB.
Der Ausschluss von zentrenrelevaten Einzelhandel sichert indirekt auch die vorhandenen Be-

triebe, namentlich des produzierenden und artverwandten Gewerbes.

5.2 Vergnigungsstatten

Unter Vergnigungsstatten sind gewerbliche Nutzungsarten zu verstehen, die sich in unter-
schiedlicher Auspragung unter Ansprache des Sexual-, Spiel- und/oder des Geselligkeitstriebs
einer bestimmten gewinnbringenden , Freizeit“-Unterhaltung widmen. Voraussetzung ist eine
standortgebundene Betriebsstatte und — im Bauplanungsrecht — eine stadtebauliche Rele-
vanz.

Vergnigungsstatten sind:

» Nachtlokale jeglicher Art (Nachtbars, Tanzbars, Varietés, Vorfuhr- und Geschaftsraume,
deren Zweck auf Darstellung mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist, einschlieBlich Strip-
tease-Lokale, Sex-Shops mit Videokabinen, Swinger-Clubs u.&.),

> Diskotheken,

> Grolkinos,
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» Festhallen,
» Spielhallen (Spiel- und Automatenhallen, Spielcasinos),
» Wettbdros.

Keine Vergnligungsstatten sind:

» Einrichtungen und Anlagen fur kulturelle Zwecke (Theater jeglicher Art, Kleinkunstbihnen,
Konzertsale und -hauser, Lichtspieltheater),

» alle Anlagen und Einrichtungen, die sportlichen Zwecken i.w.S. dienen,

» alle ad hoc Veranstaltungen ohne eigene standortgebundene Betriebsstatte (Jahrmarkte,
Weihnachtsmarkte, Zirkusveranstaltungen, Rockkonzerte .....),

» Lokale bzw. Gaststatten mit gelegentlichen, unter Umstanden auch regelmaRigen Tanz-
veranstaltungen (Tanz-Cafés, jedoch keine Diskotheken).

Der Begriff der Vergniigungsstatten in seiner bauplanungsrechtlichen Bedeutung, wie er - los-
geldst von gewerbe- und steuerrechtlichen Regelungen - als eigenstandiger planungsrechtli-
cher Nutzungsbegriff in der BauNVO 1990 abschliefend geregelt worden ist, steht in untrenn-
baren Zusammenhang mit der stddtebaulichen Ordnung. Die Regelungen zu den Vergni-
gungsstatten sind erforderlich, um ein gedeihliches Zusammenleben in den Gemeinden zu ge-
wahrleisten. Im Vordergrund steht die Frage, in welcher Weise die unter dem Begriff Vergni-
gungsstatten zusammengefassten Nutzungsarten sich innerhalb der einzelnen Baugebiete
auswirken kénnen.

Durch diese Anderung des Bebauungsplanes wird die Zuldssigkeit von Vergniigungsstitten ge-
regelt. Diese Moglichkeit besteht nur fir formlich festgesetzte Baugebiete. Nach § 1 Abs. 3
BauGB hat die Gemeinde Bauleitplane aufzustellen, sobald und soweit es zur Ordnung der
stadtebaulichen Entwicklung erforderlich ist. Hat die Gemeinde in Bezug auf Vergnligungsstat-
ten eine bereits eingetretene oder zu befiirchtende stdadtebauliche Fehlentwicklung festge-
stellt, die nurim Wege der Planung bewaltigt werden kann, so ergibt sich daraus ein konkretes
Planerfordernis, dem sie nachzukommen hat.

Entsprechende Festsetzungen im Bebauungsplan als Bodennutzungsregelungen sind jedoch
nur dann gerechtfertigt, wenn sie von dem Ziel bestimmt sind, die bauliche und sonstige Nut-
zung der Grundstiicke aus Griinden der stadtebaulichen Entwicklung und Ordnung zu leiten
und eine sozialgerechte Bodennutzung gemal® § 1 Abs. 1, 3 und 5 BauGB zu gewihrleisten.
Der planungsrechtliche Ausschluss der Zuldssigkeit von Vergnligungsstatten bedarf somit ei-
ner Rechtfertigung durch besondere stadtebauliche Griinde. Bestimmte Moralvorstellungen
sind dagegen nicht relevant. Mit anderen sozialpolitischen Griinden, wie etwa der Gewahr-
leistung des Jugendschutzes und der Vorsorge gegen die Forderung einer Ausbeutung der
Spielleidenschaft, kann die Erforderlichkeit eines Bauleitplans nicht begriindet werden. Inso-
weit ist die Wertung des Gesetzgebers hinzunehmen, der die Gewerbefreiheit z.B. auch fur
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Spielhallen gewahrleistet und den durch sie moglichen Gefahren fir die genannte Gemein-
wohlbelange durch bestimmte Anforderungen in der Gewerbeordnung vorzubeugen sucht.
Die Gemeinden sind nicht berechtigt, fiir ihr Gemeindegebiet eine solche Politik zu betreiben,
die Vergniigungsstatten ganz aus dem Gemeindegebiet verbannt. Die Gemeinden sind aber
berechtigt, bei Vorliegen entsprechender stadtebaulicher Griinde die Einrichtung von Vergni-
gungsstatten auf bestimmte Teile des Gemeindegebietes zu beschranken. Davon wird bei der
vorliegenden 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 119 "Bereich zwischen Holzener StraRe,
Braukerweg, Kiebitzweg und Waldrand sowie einer Flache westlich des Kiebitzweges” durch
die Stadt Menden (Sauerland) im Hinblick auf bestimmte Arten von Vergniigungsstatten Ge-
brauch gemacht.

6. Planinhalt und Festsetzungen

6.1 Umstellung auf die BauNVO 1990

Die Gewerbegebiete im Bebauungsplan sind in GE, GE 1, GE 2, GE 3 und GE 4 und die Indust-
riegebiete in Gl 1 und GI 2 gegliedert.

Eine Fehlentwicklung hinsichtlich der Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes Nr. 119 kann durch Anderung im Wege der Umstellung auf die
derzeit geltende BauNVO 1990 wirksam verhindert werden.

Zentren- und nahversorgungsrelevante Einzelhandelbetriebe sind demnach in allen Gewerbe-
gebieten ausgeschlossen. In allen Gewerbegebieten sind nur Einzelhandelsbetriebe mit nicht
zentren- und nahversorgungsrelevanten Kernsortiment gemal der sogenannten ,Mendener
Liste” zuldssig. Dabei sind auch die Summen der zuldssigen Randsortimente im Verhaltnis zur
Gesamtverkaufsflache geregelt. Gleiches gilt flir die Verkaufsstellen (Werksverkauf o.4d.) der
im Plangebiet ansassigen Gewerbe- und Handwerksbetriebe und ebenso fiir Kioske und gast-
ronomische Betriebe, die der Versorgung der in den Gewerbegebieten Beschéftigen dienen.
Die bereits bestehenden Einzelhandelsbetriebe im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr.
119 verfiigen Uber eine rechtskraftige Genehmigung und genielRen daher Bestandsschutz. Ei-
ner pauschalen Erweiterungsmoglichkeit (iber den Bestand hinaus soll jedoch mit der Umstel-
lung auf die BauNVO 1990 entgegen gewirkt werden.

Ein groBer Teil des Bebauungsplanbereiches ist als Industriegebiet ausgewiesen. Hier sind
keine Einzelhandelsbetriebe zuldssig.

6.2 Steuerung von Vergnigungsstatten

Vergniligungsstatten - mit Ausnahme von Betrieben mit sexuellen Darbietungen und Handlun-
gen gemaR § 33a Gewerbeordnung sowie der medialen Vorfiihrung mit sexuellem und porno-
graphischen Inhalt als Unterart - sind nur ausnahmsweise in den Gewerbegebieten zulassig,
die mit GE, GE 3 und GE 4 bezeichnet sind.
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Spielhallen, Wettbiros und dhnliche Unternehmungen sind nur ausnahmsweise in den Ge-
werbegebieten, die mit GE, GE 3 und GE 4 bezeichnet sind, zulassig.

Der in der Ortlichkeit vorhandene Bestand wurde bei den Festsetzungen beriicksichtigt.

Wie schon bei den Einzelhandelbetrieben sind auch alle Vergniigungsstatten in den GI-Gebie-
ten unzulassig. Die Industriegebiete dienen ausschlieRRlich der Unterbringung von Gewerbe-
betrieben, und zwar vorwiegend solcher Betriebe, die in den anderen Baugebieten unzuldssig

sind.

6.3 Ausnahmsweise Zulassung bestimmter Nutzungen

Hinsichtlich der Wohnungen fiir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fiir Betriebsinha-
ber und Betriebsleiter hat sich zur BauNVO 1977 in der BauNVO 1990 eine wesentliche Ver-
anderung ergeben. Mit Einfihrung der BauNVO 1990 miissen diese Wohnungen dem Gewer-
bebetrieb zugeordnet und ihm gegentiiber in Grundflache und Baumasse untergeordnet sein.
Die BauNVO 1990 macht deutlich, dass das raumliche und funktionale Schwergewicht bei den
betrieblichen Anlagen liegen muss. Steht bei einem Bauvorhaben hingegen die Wohnnutzung
im Vordergrund und erscheint die gewerbliche Nutzung nur mehr oder weniger als Annex, ist
das Vorhaben nicht von § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO gedeckt.

In den GI-Gebieten sind aus Immissionsschutzgriinden auch die in Gewerbegebieten aus-
nahmsweise zuldssigen Wohnungen flr einen bestimmten Personenkreis nicht erlaubt.

In den Gewerbegebieten waren bisher die Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesund-
heitliche und sportliche Zwecke ausgeschlossen. Es gibt Leerstand bei Gewerbeimmobilien im
Plangebiet. Andere Gewerbebetriebe haben Verkaufsabsichten u.a. nach Betriebsaufgabe be-
kundet. Anfragen bezliglich der Wiedernutzung von leerstehenden Gewerbeimmobilien durch
die gewerbliche Nutzung als Anlage fiir soziale/gesundheitliche Zwecke mussten bisher auf-
grund des bauplanungsrechtlichen Ausschlusses abschlagig beschieden werden. Wenn die
ausnahmsweise zuldssigen Anlagen gemald § 8 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO durch diese Bebauungs-
plandnderung in den Nutzungskatalog zusatzlich aufgenommen werden, erhdhen sich die
Wiedervermarktungschancen. Aus diesem Grund sollen die Anlagen fir kirchliche, kulturelle,
soziale und gesundheitliche Zwecke ausnahmsweise zuldssig werden. Die Zulassung dieser
Ausnahmen setzt eine Priifung in Bezug auf die Vertraglichkeit mit den benachbarten Betrie-
ben voraus. Die Anlagen fiir sportliche Zwecke sind nach der BauNVO 1990 generell zul3ssig.
Um jedoch auch hier die Vertraglichkeit mit den bestehenden Betrieben prifen zu kénnen,

sollen sie gemaR Anderung ebenfalls nur ausnahmsweise zugelassen werden kdnne.

7. Entschadigungsanspriiche

Die Anderung von Bebauungsplanen kann zu Entschidigungsanspriichen nach § 42 ff. BauGB
fihren. Hierfiir missen jedoch bestimmte Voraussetzungen erfiillt sein, wie z.B. eine rechtlich

und tatsdchlich gesicherte ErschlieBung oder eine nicht nur unwesentliche Wertminderung
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des Grundstiicks. Nach Ablauf der in § 42 Abs. 2 BauGB genannten Frist von 7 Jahren ab Zu-
lassigkeit kann ein Entschadigungsanspruch infolge einer Plananderung § 42 Abs. 3 BauGB je-
doch nur noch fir Eingriffe in die tatsachlich ausgelbte Nutzung des Grundstiicks geltend ge-
macht werden.

Der Bebauungsplan Nr. 119 der Stadt Menden (Sauerland) ist bereits am 31.10.1986 rechts-
verbindlich geworden, demnach ist die Frist verstrichen. Darliber hinaus genielRen die derzei-

tigen Nutzungen Bestandsschutz, so dass keine Entschadigungsanspriiche zu erwarten sind.

8. Umweltbelange

Der Bebauungsplan Nr. 119 ,Bereich zwischen Holzener StraRe, Braukerweg, Kiebitzweg und
Waldrand sowie einer Flache westlich des Kiebitzweges” wurde als qualifizierter Bebauungs-
plan erstellt und ist am 31.10.1986 in Kraft getreten. Bei der Umstellung auf die BauNVO 1990
und dem zur Folge der Steuerung von Einzelhandelsnutzungen und Vergniigungsstatten sowie
der ausnahmsweise Zulassung von Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche
und sportliche Zwecke wird die Umwelt Giber das bestehende Mal? hinaus nicht belastet.

Durch die Anderung des Bebauungsplanes werden die Grundziige der Planung nicht beriihrt,
so dass das vereinfachte Verfahren nach § 13 BauGB angewandt werden kann. Gemal3 § 13
Abs. 3 BauGB wird daher von der Umweltpriifung abgesehen. Es bestehen keine Anhalts-
punkte dafir, dass Flora-Fauna-Habitate und Vogelschutzgebiete beeintrachtigt werden. Fer-
ner wird planungsrechtlich kein zusatzlicher Eingriff in Natur und Landschaft (iber das vor der
Anderung mogliche MaR hervorgerufen, so dass gemaR § 1a Abs. 3 Satz 4 BauGB ein Ausgleich

nicht erforderlich ist. Auf eine entsprechende Bilanzierung wird daher verzichtet.

9. Klimaschutz

Gem. § 1a Abs. 5 BauGB (Klimaschutzklausel) soll den Erfordernissen des Klimaschutzes so-
wohl durch MaBnahmen, die dem Klimaschutz dienen, als auch durch MaRnahmen, die der
Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden.

Durch die vorliegende Bebauungsplananderung kann die klimatische Situation nicht verdandert
werden. Eine Verbesserung im Bestand kann gegebenenfalls durch Umstellung auf erneuer-
bare Energien erfolgen. Dem stehen die Bebauungsplanfestsetzungen nicht entgegen.

10. Artenschutz

Mit der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 119 werden die Baurechte im Plangebiet nicht
erweitert. Es werden lediglich die Nutzungsarten (Einzelhandelsbetrieb, Vergniigungsstatten)
gesteuert bzw. erganzt (Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sport-

liche Zwecke). Es bestehen somit keine Anhaltspunkte dafiir, dass von der Planung eine Ge-
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fahrdung auf die Population besonders oder streng geschitzter Arten ausgeht, welche Aus-
wirkungen auf die Zulassigkeit der Planung haben kdnnte und eine detaillierte Untersuchung
rechtfertigen wiirde. Die Belange des Artenschutzes werden somit nicht berihrt.

11. Auswirkungen auf den Mittelstand

Die Steuerung des Einzelhandels kommt der mittelstandigen Wirtschaft zugute. Fir die Stadt
Menden soll das Einzelhandelskonzept zu einer stadtvertraglichen und angemessenen Wei-
terentwicklung des Einzelhandels beitragen, indem die zentralen Versorgungsbereiche ge-
starkt und die Ansiedlung von Fachmarkten raumlich gesteuert werden.

Auch die Steuerung von Vergniigungsstatten kommt der mittelstandischen Wirtschaft zugute.
Durch die Renditeerwartungen sind insbesondere Spielhallen und Wettbiros in der Lage, die
klassischen Gewerbe-, Handel- und Dienstleistungsbetriebe an vielen Stellen zu verdrangen,

wodurch neben der wirtschaftlichen auch die stadtebauliche Entwicklung geschwacht wird.

12. Bodenordnung

Besondere MaRnahmen der Bodenordnung (BauGB, Allgemeines Stadtebaurecht, 4. Teil) sind
nicht erforderlich. Bei der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 119 handelt es sich um eine

rein textliche Plandnderung, die keiner Bodenordnung bedarf.

13. Kosten

Durch die 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 119 , Bereich zwischen Holzener StraRe, Brau-
kerweg Kiebitzweg und Waldrand sowie einer Flache westlich des Kiebitzweges” entstehen
der Stadt Menden (Sauerland) keine Kosten. Bei ihr verbleiben lediglich die Personalkosten,

welche fir die hoheitlichen Aufgaben aufzuwenden sind.

14. Sonstige Hinweise

Folgende Altstandorte (AS) und Altablagerungen (AA) sind im Geltungsbereich des Bebau-

ungsplanes Nr. 119 zu beachten:

= AS Nr.09/064, ,Menden, Meisenweg, Fa. Dransfeld”

Der Altstandort ist gekennzeichnet als laufender metall- und kunststoff-verarbeitender Be-
trieb mit Galvanik. Zu den stillgelegten Betriebsanlagen gehoren eine Gelbbrennanlage und
ein groBvolumiger unterirdischer Kraftstofftank. Zum Gefahrenpotenzial kbnnen keine Anga-
ben gemacht werden.
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= ASNr.09/073, ,Menden, Meisenweg 20“

Der Altstandort ist gekennzeichnet als ehem. Betriebstankstelle mit groRvolumigen unterirdi-
schen Tanks zur Lagerung von Kraftstoff und Heizol. Zum Gefahrenpotenzial konnen keine An-
gaben gemacht werden.

= ASNr.09/078, ,Menden, Braukerweg 132“

Der Altstandort ist gekennzeichnet als ehem. Eigenbedarfstankstelle mit groBvolumigen un-
ter- und oberirdischen Tanks zur Lagerung von Kraftstoff, Heiz- und Alt6él. Im Rahmen einer
Gefahrenermittlung wurde festgestellt, dass eine leichte Kohlenwasserstoffverunreinigung im
Boden vorliegt. Bei Fundamentaushub-Arbeiten ist deshalb ein Ortstermin mit der Unteren
Bodenschutzbehorde erforderlich, um durch Inaugenscheinnahme des Untergrundes das Vor-
liegen von Gefahren abzuschatzen.

= ASNr.09/083, ,Menden, Meisenweg 1, Fa. Miihl“

Der Altstandort ist gekennzeichnet als ehem. Autohaus mit den Betriebsanlagen Reparatur-
werkstatt, Lackierkabine, Kompressoren- und Batterieraum. Zudem wurde auf dem Standort
Heizdl in einem grolRvolumigen oberirdischen Tank gelagert. Darlber hinaus liegen Hinweise
fir einen verfillten Graben an der westlichen Grundstiicksgrenze vor. Zum Gefahrenpotenzial
konnen keine Angaben gemacht werden.

= AA Nr.09/086, ,Menden, Holzener Str.“

Die Altablagerung wird als sanierte Flache z. Z. nicht mehr als Altlast, sondern gem. § 8 Lan-
desbodenschutzgesetz aus verwaltungs- und arbeitstechnischen Griinden nachrichtlich im Ka-
taster liber altlastverdachtige Flachen und Altlasten und im Verzeichnis schadlicher Bodenver-
anderungen und Verdachtsflachen gefiihrt. Hier fanden in der Vergangenheit illegale Ablage-
rungen statt. Mit dem Bau des Lebensmittelmarktes wurden diese entsorgt. Aus bodenschutz-
rechtlicher Sicht liegen somit aktuell keine Bedenken einer schadlichen Bodenverdanderung
vor.

= AANr.09/113, ,Menden, Meisenweg 12“

Die Altablagerung ist gekennzeichnet als anthropogene Auffiillung aus Giberwiegend fein bis
mittelsandigem Kies oder stark kiesigem Feinsand. Im Jahr 1998 wurde die Flache im Vorfeld
geplanter Tiefbaumalinahmen zur Errichtung einer Tankstelle untersucht. Dabei waren leicht
erhohte MKW-Gehalte festgestellt worden. Anhand dieser Untersuchungen wurde die Flache
mittels Bodenaushub unter gutachterlicher Begleitung im Jahr 1998 saniert und einer pla-
nungsrechtlich zuldssigen Nutzung zugefihrt.
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= ASNr.09/132, ,Menden, Schrottplatz Meisenweg, Krabbenhoft”

Der Altstandort ist gekennzeichnet als ehem. Schrottplatz. Im Jahr 1995 zeigte eine Gefdhr-
dungsabschatzung auf dem Standort eine anthropogene Auffiillung mit lediglich gering erhdh-
ten Schwermetall- und Kohlenwasserstoffgehalten. Die Flache wird deshalb z. Z. nicht mehr
als Altlastenverdachtsflache, sondern gem. § 8 Landesbodenschutzgesetz aus verwaltungs-
und arbeitstechnischen Griinden nachrichtlich im Kataster (iber altlastverdachtige Flachen
und Altlasten und im Verzeichnis schadlicher Bodenverdanderungen und Verdachtsflachen ge-
flhrt. Aus bodenschutzrechtlicher Sicht liegen somit aktuell keine Bedenken einer schadlichen
Bodenverdanderung vor.

= AS Nr.09/155, ,Menden, ARAL Tankstelle Braukerweg 122“

Der Altstandort ist gekennzeichnet als laufende Tankstelle mit stillgelegten Behalteranlagen.
Im Jahr 1993 wurde im Rahmen von geplanten Umbauarbeiten eine Gefahrdungsabschatzung
durchgeflhrt. Dabei waren nur sehr geringe KW-, BTEX- und PAK-Gehalte festgestellt worden.

Die Altstandorte und Altablagerungen sind im Geoinformationssystem der Stadt Menden hin-
terlegt. Sollte es zu baulichen Anderungen auf einem der o.g. Standorte kommen, wird dies
automatisch erkannt und es konnen entsprechende MaRnahmen zum Umgang mit mdglichen

Gefahrenpotenzialen getroffen werden.

Eine Ubersicht zu den Standorten zeigt nachfolgende Abbildung:
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2. ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 119
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Der Blrgermeister
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gez. Wagenbach
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Fachbereichsleiter Umwelt, Planen und Bauen
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